
�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q���������W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H���������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L���������V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H��������

1 

In dieser Ausgabe  
 

·  April-Plenum des Landtages 
mit umfangreicher Tages-
ordnung 

·  Landesregierung mit neuen 
Ministern 

·  Ministerpräsident Wulff gibt 
Regierungserklärung ab 

·  Zahl der Verwaltungsvor-
schriften um 52 Prozent ge-
sunken 

·  Niedersachsen schafft 
10400 neue Krippenplätze 

·  Mehr Integrationsklassen in 
Niedersachsen seit Regie-
rungswechsel 

·  CDU-Mitglieder wollen sich 
stärker beteiligen 

·  CDU-Landtagsfraktion wähl-
te ihren Vorstand 

·  Landwirt aus Leidenschaft 
·  Wirtschaftminister Bode zu 

Besuch im Stader Rathaus 
·  Ersatzgeldregelung gleich-

stellen 
·  „Ehrenamtsabend“ in Stade 
·  Gespräche und Initiativen 

für die Region 
·  Zum Schluss 

Ehrenamtsabend  
Kai Seefried  

 

Donnerstag, 17.06, 19.30 Uhr, 
in der Gaststätte Wiebusch, 
Hagener Hauptstr. 5, 
21684 Stade-Hagen 
 

 
 

 

L iebe Leserinnen und Leser, 
 

heute schreibt Ihnen Helmut Dammann-Tamke:  
 
die letzten Wochen waren wahrlich nicht von Beschaulichkeit in Bezug auf den politischen Alltag 
geprägt. Kabinettsumbildung, Debatte um das Kruzifix, Griechenlandhilfe, Mai-Steuerschätzung, 
NRW-Wahl und schließlich Euro-Rettungsschirm sind nur ein kleiner, aber „schwergewichtiger 
Strauß“ von Themen, die unsere Aufmerksamkeit in höchstem Maße beanspruchten. 

Jedes Einzelne ist es wert, hier in besonderer Weise aufgegriffen zu werden, ich will mich aller-
dings auf das Letztere, den Euro-Rettungsschirm, begrenzen. 

750mal 1000 Millionen sind 750.000.000.000 €, dies ist die rational kaum fassbare Summe, die 
die EU, die Mitgliedsstaaten sowie der IWF zur Verfügung stellen, um den Euro und den ihm zu 
Grunde liegenden Wirtschaftsraum zu schützen. 

Zu schützen vor einem „Gegner“, den viele von uns in den letzten beiden Jahrzehnten als 
„Freund“ oder „Partner“ gesehen haben. Hat nicht ein zunehmender Teil unserer Gesellschaft 
„mitgezockt“ im IT-Sektor bis zu dem entsprechenden Börsencrash. Und danach ging es trotz-
dem weiter mit undurchschaubaren Fonds, die ihre Wertigkeit im Wesentlichen aus Wertschöp-
fung rekrutierten, die auf Spekulation gründete. 

Es war unsere Bundesregierung, die auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Heiligendamm 2007 das 
Thema Regulierung von Finanzmärkten auf die Tagesordnung bringen wollte, aber an der man-
gelnden Einsicht der übrigen G8-Länder scheiterte. Insbesondere Großbritannien mit seinem 
Finanzplatz London und der enormen Bedeutung für die britische Wirtschaft weigerte sich auch 
noch nach der von den USA ausgehenden Subprime-Krise, marktregulierenden Maßnahmen 
zuzustimmen. 

Und jetzt haben sich die Finanzmärkte mit ihrer ihnen eigenen Dynamik völlig entfesselt. Da 
wird zunächst Griechenland ins Visier genommen, um unmittelbar im Anschluss die Stabilität 
des Euro insgesamt zu attackieren.  

Von daher war es gut, richtig und alternativlos, vor Öffnung der Börse in Tokio am Sonntagmor-
gen innerhalb weniger Stunden diese „Barrikade“ zum Schutz des Euro zu errichten. 

Denn eine Spekulation gegen den Euro hätte eine Dynamik annehmen können, an deren Ende 
die Basis unseres Wohlstandes und somit unseres gesellschaftlichen Zusammenhalts zerstört 
worden wäre. 

Allerdings müssen dringend weitere Schritte folgen. Die internationalen Finanzmärkte brauchen 
klare Regeln und wirksame Kontrollen. Ein „Zocken“ gegen Wirtschaftsräume, Volkswirtschaften 
bzw. Währungen darf es nicht mehr geben. 

Eine europäische Ratingagentur sowie das Verbot von Kreditausfallversicherungen, die nicht 
zur Absicherung eigener oder mandatierter Risiken dienen, sind nur zwei Beispiele von Maß-
nahmen, die jetzt zügig international vereinbart und durch entsprechende nationale Gesetz-
gebung zu beschließen sind. 

Aber auch vor unserer eigenen Haustür ist ein Kehren notwendig. Haushaltskonsolidierung der 
öffentlichen Haushalte ist auf allen Ebenen zwingend erforderlich, ansonsten werden diejenigen, 
die die Wetten auf einen abstürzenden Euro abgeschlossen haben, über kurz oder lang recht 
behalten. 

Hoffen wir dass es gelingt, diese Einsicht zu mehren, denn Einschnitte, ohne dass sie irgendje-
mand bemerkt, wird es nicht geben. 
Ihre/Eure 
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  Landespolitik aktuell 

 
April-Plenum des Landtages mit umfangreicher 
Tagesordnung 

Im Zentrum des Medieninteresses stand während 
des April-Plenums (27.-30.04.) die Kabinettsumbil-
dung durch Christian Wulff (siehe untenstehenden 
Artikel).  Darüber hinaus standen auf der 38 Punkte 
langen Tagesordnung eine Regierungserklärung des 
Ministerpräsidenten sowie die Beratung dreier Gro-
ßer Anfragen. Während die SPD unter dem Titel 
„Aufstieg durch Bildung?“ die Umsetzung der Verein-
barungen des Dresdner Bildungsgipfels in Nieder-
sachsen beantwortet haben wollte, hatte die Fraktion 
der Linken eine Anfrage zur „Politik der Landesregie-
rung für den ländlichen Raum“ gestellt. Mit dem „Ex-
tremismus in Niedersachsen“ beschäftigte sich eine 
gemeinsame Große Anfrage der Regierungsfraktio-
nen CDU und FDP. Nach der Beratung in den Aus-
schüssen stand eine große Zahl von Entschlie-
ßungsanträgen zur Schlussabstimmung im Plenum. 
Außerdem brachten die fünf Landtagsfraktionen 13 
Anträge neu in die Beratung ein, davon stammte mit 
sechs Anträgen rund die Hälfte von CDU und FDP. 
Sie thematisierten die Aufklärung, Prävention und 
den konsequenten Gesetzesvollzug gegen Alkohol-
missbrauch, den Sport in Niedersachsen, die Inter-
netkriminalität, die Berufliche Bildung sowie eine 
Gleichstellung von Ersatzgeldregelungen im Natur-
schutz. Neben der Großen Anfrage der Linken be-
fasste sich der Landtag zudem mit einem parallel 
beratenen Antrag der Regierungsfraktionen zum 
ländlichen Raum. Auf Antrag der SPD-Fraktion berie-
ten die Abgeordneten über zwei Anträge Kommunal-
wahlrecht und zur Bürgerversicherung. Anträge zur 
Schulpolitik, zum Thema sexueller Missbrauch sowie 
zum Kommunalverfassungsrecht reichten die Grünen 
ein. Die Linke brachte zwei Anträge zu den Themen 
Bafög und Klimaschutz ein. Darüber hinaus hatten 
die Grünen zwei Gesetzentwürfe vorgelegt. Sie setz-
ten sich für die Erhebung einer 
Bodenschätzeförderabgabe ein und thematisierten 
den Schutz vor genetischen Diskriminierungen in 
öffentlichen Dienstverhältnissen. 
 

Landesregierung mit neuen Ministern 

Foto (v.l.n.r.): Aygül Özkan, Astrid Grotelüschen, Christian Wulff 
MdL, Prof. Dr. Johanna Wanka, Dr. Bernd Althusmann 
 
Alle Stimmen der Regierungskoalitionen CDU und 
FDP konnten die vier neuen Minister des Kabinetts 
von Ministerpräsident Wulff bei der Abstimmung wäh-
rend des April-Plenums des Landtages auf sich ver-
einigen. Dr. Bernd Althusmann erhielt die Ernen-
nungsurkunde als neuer Kultusminister, Astrid 
Grotelüschen als neue Landwirtschaftsministerin, 
Aygül Özkan als neue Sozialministerin und Professo-
rin Dr. Johanna Wanka als neue Wissenschaftsminis-
terin überreicht. Bei der anschließenden Vereidigung 
auf das Grundgesetz und die Niedersachsische Lan-
desverfassung bekräftigten alle Minister ihren Amts-
eid mit dem Gottesbezug („So wahr mir Gott helfe“). 
Die neuen Minister lösten damit ihre Amtsvorgänger 
Elisabeth Heister-Neumann (Kultus), Heiner Ehlen 
(Landwirtschaft), Mechthild Ross-Luttmann (Soziales) 
und Lutz Stratmann (Wissenschaft), die zurvor zu-
rückgetreten waren. Bereits seit dem 1. April gehört 
die frühere Stader CDU-Bundestagsabgeordnete 
Martina Krogmann als Staatssekretärin und Bevoll-
mächtigte des Landes Niedersachsen beim Bund 
dem Kabinett Wulff an. Sie löste den aus Altersgrün-
den in den Ruhestand versetzten Wolfgang G. 
Gibowski ab. Kurz zuvor fand Ende März auch im 
Innenministerium ein Wechsel auf 
Staatssekretärsebene statt. Nachfolgerin von Wolf-
gang Meyerding wurde dort die bisherige Leiterin des 
Ministerbüros Dr. Sandra von Klaeden. Mit dem Mi-
nisterwechsel kam es auch zu einer leichten Anpas-
sung des Zuschnitts der Landesministerien. So 
wechselte die Zuständigkeit für den Bereich Integra-
tion aus dem Innenministerium in das Sozialministe-
rium, welches auch seinen Namen um diesen Be-
reich ergänzte. Für die frühkindliche Bildung (Kinder-
tagesstätten) wird im Gegenzug zukünftig das Kul-
tusministerium verantwortlich sein, während das So-
zialministerium diesen Bereich abgeben musste. 
 
 
 
 



�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q�Z�Z�Z���G�D�P�P�D�Q�Q���������W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H�W�D�P�N�H���G�H���������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L�Z�Z�Z���N�D�L���������V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H�V�H�H�I�U�L�H�G���G�H��������

3 

Ministerpräsident Wulff gibt Regierungserklärung 
ab 
 
In der Regierungserklärung „Niedersachsen 2020 - 
Große Herausforderungen für unser Land in schwie-
riger Zeit" hat sich der Niedersächsische Ministerprä-
sident Christian Wulff für die Zustimmung des Land-
tags zu den neuen Kabinettsministern bedankt: „Das 
ist ein Signal der Geschlossenheit und des Auf-
bruchs. Es dokumentiert den Willen der Regierungs-
fraktionen von CDU und FDP in Niedersachsen, das 
neue Jahrzehnt in Verantwortung mutig und ent-
schlossen in Angriff zu nehmen." 
Wulff stellte klar, dass sich das Land Niedersachsen - 
der Krise zum Trotz - in einer guten Verfassung be-
findet. Wulff: „Arbeit, Bildung, Sicherheit - das sind 
die Themen, die die Bürgerinnen und Bürger bewe-
gen und wir haben sie in Niedersachsen nach vorne 
gebracht!" 
Der Ministerpräsident betonte, dass es jetzt darum 
gehe, sich neuen Herausforderungen zu stellen. Die-
se Herausforderungen bestehen in der „Überwindung 
der Finanzkrise, der Sanierung der öffentlichen Fi-
nanzen, der Gestaltung eines schlanken, aber star-
ken Staates, der Gestaltung des demografischen 
Wandels und der Eindämmung des Klimawandels", 
so Wulff. 
Als Perspektive für Niedersachsen stellte Wulff fol-
gende Schwerpunkte: 
 
- den Zusammenhalt der Gesellschaft heben 
- alle Kinder optimal fördern 
- die Stärken des Landes weiter ausbauen 
 
Mit Blick auf die neuen Kabinettsmitglieder sagte 
Wulff: „Diese Landesregierung regiert mit Sachlich-
keit und Entschlossenheit. Sie hat sich stets erneu-
ert. Mit dem ausgezeichneten Personal verbinden wir 
mutig die Themen der Zukunft." 
 
Die Regierungserklärung ist im Wortlaut als PDF-
Datei: 
http://www.stk.niedersachsen.de/download/28603) 
Die Regierungserklärung  in voller Länge als  
Audio- und Videodatei: 
http://www.stk.niedersachsen.de/live/live.php?&navig
ation_id=1141&_psmand=6 
 
 
Zahl der Verwaltungsvorschriften um 52 Prozent 
gesunken 
 
Das Niedersächsische Innenministerium teilte jetzt 
mit, dass seit dem Amtsantritt der CDU/FDP-
Landesregierung im März 2003 in Niedersachsen 52 
Prozent aller Gesetze, Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften abgebaut wurden. Diese Auskunft 
geht auf die halbjährlich aktualisierte Statistik des 
niedersächsischen Vorschrifteninformationssystems 
zurück. So sank beispielsweise allein die Zahl der 
Verwaltungsvorschriften um mehr als 60 Prozent. In 
absoluten Zahlen wurden die Regelwerke von 4135 

im Frühjahr 2003 um 1990 auf 2145 im Januar 2010 
verringert. 
 
 
Niedersachsen schafft 10400 neue Krippenplätze 
 
Seit 2008 sind im Land Niedersachsen rund 10400 
neue Krippenplätze für Kinder unter drei Jahren ent-
standen. Das Land steht damit im bundesweiten 
Ländervergleich an sechster Stelle. Damit wurde nun 
die Schallmauer von 10000 neuen Plätzen durchbro-
chen. Bis zum Jahr 2013 müssen landesweit rund 
28000 Krippenplätze neu geschaffen werden. 
 
 
Mehr Integrationsklassen in Niedersachsen seit 
Regierungswechsel 
 

Seit dem Regierungs-
wechsel im Jahr 2003 ist 
ein deutlicher Anstieg der 
Zahl der sowie die der 
Kinder und Jugendlichen 
mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf in den all-
gemeinbildenden Schulen 
in Niedersachsen zu ver-
zeichnen. 2003 hatten 135 

Schulen hatten 233 Integrationsklassen eingerichtet.  
Darin unterrichteten sie insgesamt 736 Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in den Berei-
chen „Lernen“ und „geistige Entwicklung“. 2009 hat-
ten 211 Schulen 408 Integrationsklassen mit 1104 
Schülerinnen und Schülern eingerichtet. Darüber 
hinaus  nahmen 1736 Kinder und Jugendliche mit 
Förderbedarf in den Bereichen „körperlich-motorische 
Entwicklung“, „Sehen“, „Hören“, „emotionale und 
soziale Entwicklung“ sowie „Sprache“ mit Unterstüt-
zung von schülerbezogenen mobilen Diensten am 
Unterricht der allgemeinbildenden Schulen teil. Im 
Jahr 2003 betrug deren Zahl 760 Schülern. Die An-
gaben gehen aus einer Antwort des Kultusministeri-
ums auf eine Anfrage zurück.  
 
Auch der Blick auf die weiterführenden Schulen Nie-
dersachsen zeigt einen Anstieg. Dieser fällt jedoch 
moderater als bei den Gesamtzahlen aus: von 52 
Integrationsklassen und 396 Schülern im Schuljahr 
2003/2004 auf aktuell 84 bzw. 620. Darüber hinaus 
werden 738 Schüler mit Hilfe mobiler Dienste an 
Haupt- und Realschulen, Gesamtschulen sowie an 
Gymnasien unterwiesen. 2003/2004 waren es nur 
240. Es fällt bei den Zahlen auf, dass an Haupt- und 
Realschulen nach wie vor mit weitem Abstand die die 
größte Zahl an Integrationsklassen eingerichtet wur-
den und etwa zwei Drittel der Schüler mit Förderbe-
darf dort unterrichtet werden. IN ganz Niedersachsen 
gibt es erst seit dem Schuljahr 2007/2008 ein einzi-
ges Gymnasium mit einer Integrationsklasse für fünf 
bis acht Schüler pro Jahr. Zurzeit werden darüber 
hinaus 101 Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf an den Gymnasien unterrichtet. 
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CDU-Mitglieder wollen sich stärker beteiligen 

Über 9.300 Mitglieder haben an der Befragung der 
CDU in Niedersachsen unter dem Motto "VOLKS-
PARTEI der Zukunft" teilgenommen. "Das ist eine 
beeindruckende Resonanz, mit der wir selbst nicht 
gerechnet haben", sagte der Landesvorsitzende Da-
vid McAllister heute nach Abschluss der Befragung in 
einer ersten Bewertung. Die CDU in Niedersachsen 
habe einmal mehr bewiesen, dass sie eine aktive 
Volkspartei ist. Die Befragung zeigt, dass sich die 
CDU-Mitglieder in Niedersachsen stärker in die Par-
teiarbeit einbringen möchten. Rund 83 Prozent der 
Befragten sind bereit, sich aktiv in der Partei zu en-
gagieren. Darüber hinaus würden knapp 77 Prozent 
die CDU aktiv im Wahlkampf unterstützen. Rund 53 
Prozent haben Interesse, 2011 auf einer CDU-Liste 
für ein Kommunalparlament zu kandidieren. "Das 
Angebot unserer Mitglieder, sich stärker in die Par-
teiarbeit einzubringen, werden wir annehmen. Wir 
werden in den nächsten Wochen mit den Kreisver-
bänden und Vereinigungen diskutieren, wie wir die 
Mitglieder besser in die politische Arbeit einbeziehen 
können", erklärte David McAllister. Außerdem sollen 
neue Mitglieder künftig schneller und besser in die 
Partei integriert werden. "Wir sollten Neumitgliedern 
von Anfang an Möglichkeiten eröffnen, sich in die 
Parteiarbeit einzubringen. Jedes Mitglied stärkt die 
CDU als Volkspartei und muss ein Angebot zur akti-
ven Mitarbeit bekommen", sagte David McAllister. 
Bei der Mitgliederbefragung hatten 57 Prozent der 
Teilnehmer angegeben, sie wünschten sich eine 
bessere Förderung des politischen Nachwuchses. 
Die Ergebnisse der Befragung sollen auch in einen 
Leitantrag einfließen, den der CDU-Landesparteitag 
am 27. und 28. August in Lingen diskutieren und 
beschließen wird. 
 
Ergebnisse der CDU-Mitgliederbefragung „VOLKS-
PARTEI der Zukunft“: 
http://www.cdu-
niedersach-
sen.de/themen/alle_themen/2010/03/100318_Charts
_Volkspartei_der_Zukunf.pdf (PDF-Datei) 
 
 
CDU-Landtagsfraktion wählte ihren Vorstand 
 
Die CDU-Landtagsfraktion hat kurz vor dem April-
Plenum Vorstandswahlen durchgeführt. Fraktions-
vorsitzender David McAllister erklärte im Anschluss 
an die Sitzung, dass die Fraktionsversammlung alle 
Vorstandsmitglieder mit breiter Mehrheit in ihren bis-
herigen Funktionen bestätigt und bis zum Ende der 
Legislaturperiode gewählt hat. Die 69 anwesenden 
Abgeordneten wählten David McAllister mit 83,58 

Prozent erneut zu ihrem Vorsitzenden. Er führt die 
Fraktion bereits seit Februar 2003. Parlamentarischer 
Geschäftsführer bleibt Björn Thümler, der mit 92,65 
Prozent in seinem Amt bestätigt worden ist. Er ist seit 
Juni 2009 für die parlamentarische Geschäftsführung 
in der CDU-Landtagsfraktion verantwortlich. Auch die 
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden, die Arbeits-
kreisvorsitzenden und der Schatzmeister wurden in 
Ihren Ämtern bestätigt. Der CDU-
Fraktionsvorsitzende bedankte sich bei allen Abge-
ordneten für die erfolgreiche Wiederwahl des gesam-
ten Fraktionsvorstandes. Das positive Gesamtergeb-
nis sei Resultat der erfolgreichen Fraktionsarbeit in 
den vergangenen Jahren. Landesregierung und 
Landtagsfraktion seien gut aufgestellt, um Nieder-
sachsen weiterhin erfolgreich zu regieren. „Das ist 
ein Aufbruchsignal, weit über das Jahr 2013 hinaus“, 
betonte David McAllister. 
 
Landwirt aus Leidenschaft 

(Foto: Creative Commons-Lizenz Namensnennung-Weitergabe 
unter gleichen Bedingungen 2.0 Deutschland; Urheber: Hinrich; 
Quelle: Wikimedia Commons). 
 
Unter dem Titel „Landwirt aus Leidenschaft“ hat die  
Niedersächsische Landjugend (NLJ) eine Kampagne 
gestartet. Die Organisation befürchtet einen Fach-
kräftemangel in der Landwirtschaft. Mit der Kampag-
ne möchte sie diesem entgegenwirken. Ziel ist es 
junge und engagierte Menschen für die Bauernhöfe 
in Niedersachsen zu gewinnen. Der NLJ-Vorsitzende 
Lars König teilte mit, dass sowohl haupt- als auch 
ehrenamtliche Mitglieder der Landjugend eine Infor-
mationsbroschüre und Postkarten entworfen haben, 
um damit einerseits für die Tätigkeit im Agrarbereich 
zu werben und andererseits ein  realistisches Bild der 
Landwirtschaft zu präsentieren. In Zusammenarbeit 
mit dem Landvolk, der Landwirtschaftskammer und 
der Agentur für Arbeit sollen Broschüre und Postkar-
tenverteilt werden. Die Landjugend möchte damit 
Auszubildende für die Landwirtschaft gewinnen, die 
bisher keinen persönlichen Hintergrund im Agrarbe-
reich haben. König betont, dass man kein Hoferbe 
sein müsse, um in der Landwirtschaft zu arbeiten. 
Wachsende Agrarbetriebe können vielfach ihren 
Personalbedarf nicht mehr nur durch Arbeitskräfte 
aus dem Bereich der eigenen Familien decken. Hier 
böten sich Berufschancen für interessierte Jugendli-
che. Informationen finden sich unter www.nlj.de; eine 
Datenbank mit freien Stellen gibt es unter 
www.agrarboerse.de. 
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  Niedersachsen und Region 

 
Wirtschaftminister Bode zu Besuch im Stader 
Rathaus 

Foto (v.l.n.r.): Kai Seefried, Andreas Rieckhof, Jörg Bode, Serkan 
Tören, Helmut Dammann-Tamke 
  
Auf Einladung des CDU-Landtagsabgeordneten Kai 
Seefried war der Niedersächsische Wirtschaftsminis-
ter Jörg Bode (FDP) zu Besuch im Stader Rathaus. 
„Vor Ort lassen sich die vielfältigen Themen und Pro-
jekte die unsere Region betreffen deutlich besser 
darstellen, als wenn wir diese in Hannover vortra-
gen“, so Kai Seefried zur Begründung der Einladung. 
Er machte deutlich, dass die Region Stade eine wirt-
schaftspolitisch starke Region ist, die sich grundsätz-
lich in einer guten Zusammenarbeit zwischen Politik 
und Wirtschaft selber hilft. Dennoch ist bei vielen 
Themen die Unterstützung des Landes Niedersach-
sen notwendig. Bürgermeister Andreas Rieckhof 
begrüßte Minister Bode im Rathaus und bedankte 
sich, die Gelegenheit zu haben vor Ort für die Stader 
Anliegen zu werben. Er betonte, dass sich durch die 
geänderte Situation im Bereich des Stader Industrie-
gebietes, unter anderem durch den Rückzug der 
Firma GDF Suez, auch neue Chancen bieten, die 
jetzt gemeinsam genutzt werden müssen. Jörn-
Heinrich Tobaben, Projektleiter von stade-project 
2021, stellte in einer Präsentation schwerpunktmäßig 
die Entwicklung des Stader Industriegebietes, des 
Seehafens Stade und auch der notwendigen 
Hafenhinterlandanbindungen vor. Weitere Ge-
sprächspartner waren Vertreter der Süderelbe AG, 
unter anderem deren Vorsitzender Jochen Wienand, 
weitere Vertreter der Hansestadt Stade sowie der 
Landtagsabgeordnete Helmut Dammann-Tamke und 
der Bundestagsabgeordnete Serkan Tören. In Folge 
dieses Termins werden weitere Gespräche in Han-
nover stattfinden. Minister Bode freute sich über den 
engagierten Weg, den Stade bei den wirtschaftlichen 
Planungen bestreitet und sieht in jedem Fall große 
Chancen im Bereich der Hafenwirtschaft. Gerade an 
einem Standort mit zukünftig guter Autobahnanbin-
dung ergebe sich ein hohes Potenzial für wirtschaftli-

che Entwicklung. Für die weiteren Gespräche sicher-
te er die Unterstützung seines Ministeriums zu. Ab-
schließend trug sich der Wirtschaftsminister in das 
Goldene Buch der Hansestadt Stade ein. 
 
 
Ersatzgeldregelung gleichstellen 
 
Die beiden CDU-Landtagsabgeordneten Kai Seefried 
und Helmut Dammann-Tamke sprechen sich für eine 
zügige Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
aus, um zukünftig die Ersatzgeldregelung mit der 
Flächenkompensation gleichzustellen. Sie freuen 
sich daher, dass der Niedersächsische Landtag heu-
te den Antrag der Fraktionen von CDU und FDP „Na-
turschutz qualitativ stärken – Ersatzgeldregelung 
gleichstellen“ beraten hat. Die Abgeordneten erwar-
ten von der Umsetzung des Antrages positive Aus-
wirkungen für die Landwirte in der Region Stade 
hinsichtlich des Flächendrucks sowie qualitative Ver-
besserungen für den Naturschutz. 
 
In dem Antrag wird die Landesregierung aufgefor-
dert, sich bei der Bundesregierung für den zeitnahen 
Beschluss einer Änderung des Bundesnaturschutz-
gesetzes einzusetzen um den Ländern die Kompe-
tenz zu geben, beim Ausgleich von Eingriffen in die 
Natur das Ersatzgeld mit anderen Kompensations-
maßnahmen gleichzustellen. Die Abgeordneten der 
Regierungsfraktionen in Hannover begrüßen, dass 
CDU, CSU und FDP dies in der Koalitionsvereinba-
rung nach der Bundestagswahl bereits als Absicht 
bekräftigt haben. 
 
Kai Seefried und Helmut Dammann-Tamke erklären, 
dass der Flächenbedarf im Landkreis Stade für die 
Trasse der A22, die Trasse der A26, für den Hafen-
ausbau in Stade-Bützfleth, für neue Gewerbegebiete 
oder für die K30 in den nächsten Jahren knapp 800 
ha betragen wird. Nach dem geltenden Naturschutz-
recht müsste die Kompensation für den Naturschutz 
durch Ausgleichsflächen erfolgen. Den gesamten 
Umfang des Flächenverbrauchs schätzen die Abge-
ordneten auf über 2.000 ha ein.  
 
Helmut Dammann-Tamke erklärt: „Die Landwirtschaft 
steht damit an letzter Stelle, wenn es zur Umsetzung 
dieser großen Bauvorhaben kommt.“ Kai Seefried 
ergänzt: „Es muss endlich allen klar sein, dass Na-
turschutz nur mit der Landwirtschaft funktioniert und 
nicht gegen sie. Es ärgert mich, das hier oft ein Ge-
gensatz aufgebaut wird.“ „Ziel muss es sein“, so die 
Christdemokraten, „die Landwirtschaft nicht doppelt, 
also durch den direkten Flächenbedarf und die Kom-
pensation zu bestrafen.“ 
 
Daher favorisieren Kai Seefried und Helmut Dam-
mann-Tamke eine zukunftsweisende Lösung mit 
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Kai Seefried lädt ein:  
 

Abend des Ehrenamtes 
 
Donnerstag, 17.06.2010 um 19.30 Uhr 
 
in der Gaststätte Wiebusch 
Hagener Hauptstr. 5, 21684 Stade  
 

Ersatzgeld. In diesem Verfahren wird die Kompensa-
tion finanziell bewertet und ausgeglichen. Die Gelder 
fließen dabei in einen Fonds, aus dem dann sinnvolle 
Naturschutzprojekte finanziert werden. Jeder Cent 
steht so weiterhin dem Naturschutz zu Verfügung. 
Die beiden Abgeordneten wünschen sich damit einen 
verbesserten Naturschutz mit sinnvollen Maßnah-
men. 
 
Durch die Vertreter der CDU- und FDP-Fraktionen 
wurde in der Landtagsdebatte die Gesamtsituation 
und der damit verbundene Druck auf die Fläche aus-
führlich dargestellt sowie auf die großen Chancen für 
einen effektiven und qualitativen Naturschutz einge-
gangen. Auch erste Naturschutzverbände äußerten 
sich positiv zu dem Antrag der Regierungsfraktionen. 
Die Oppositionsfraktionen lehnen durch die Bank 
weg den Antrag ab. Die Abgeordnete Somfleth (SPD) 
sprach von einem unverantwortlichen Handeln und 
einem Antrag für die Mülltonne. Umweltminister San-
der (FDP) verwies anschließend ebenfalls darauf, 
dass die zur Verfügung stehenden Finanzmittel aus-
schließlich im Naturschutz investiert werden und 
damit von Unverantwortlichkeit keine Rede sein 
kann. Weiterhin wies er die Abgeordnete Somfleth 
aus dem Landkreis Harburg darauf hin, sie möge 
doch nur mal in den Nachbarlandkreis Stade fahren. 
Dann würde sie erleben wie hoch der Druck für die 
wirtschaftliche Entwicklung und Landwirtschaft ist. 
 

Der Antrag der CDU/FDP-Fraktionen (PDF-Datei) 
geht jetzt in die Beratung des Niedersächsischen 
Umweltausschusses und soll dann kurzfristig mit den 
Stimmen der Mehrheitsfraktionen verabschiedet wer-
den, um damit Druck in Richtung Bundesregierung 
aufzubauen. 
 
 
„Ehrenamtsabend“ in Stade 
Freiwillig und unbezahlbar! Gerne wird so das ehren-
amtliche Engagement beschrieben. Kai Seefried lädt 
Vertreter von Vereinen, Verbänden und Institution 
zum Ehrenamtsabend nach Stade ein. Er möchte 
dabei mit den Ehrenamtlichen ins Gespräch zu kom-
men, Ihnen als Ansprechpartner für Fragen und 
Probleme zur Verfügung zu stehen und um sich über 
Ihre Arbeit zu informieren. 
 

 
mann. Als heutiger Staatssekretär im Kultusministeri-
um müsste er eigentlich auch noch auf der Regie-
rungsbank sitzen.  
 

 
 
 

  Gespräche und Initiativen für die Region 

 
 

 
 
Helmut Dammann-Tamke  
 
Info-Veranstaltung „Biogas“ 
 
10-Jahre Präventionsrat Buxtehude 
 
Info-Veranstaltung BI-Hochwasserschutz Buxtehude 
 

Kai Seefried  
 
Gespräch mit dem neu gegründeten "Tagesmütter 
Netzwerk Stade 
 
Gespräch mit der Präsidentin des Verwaltungsgericht 
Stade 
 
1. Ehrenamtsabend Stade 2010 
 
 
Gemeinsame Termine  
 
Gespräch mit Wirtschaftsminister Bode zum Ausbau 
der A26 und der B3neu 
 
Gespräch mit Landwirten und dem Landvolkverband 
zur Vogelfraßproblematik 
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Zum Schluss 
 
Möchten Sie die „Landtagspost“ per Email beziehen 
oder uns weiterempfehlen? Hier sind wir gerne für Si e 
erreichbar: 
 
Wahlkreisbüro 
Helmut Dammann-Tamke 
Horner Bogen 11 
21640 Horneburg 
Tel. 0 41 63 / 808 68 33 
Fax. 0 41 63 / 808 68 32 
wahlkreisbuero@dammann-tamke.de 
www.dammann-tamke.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

I M P R E S S U M 
 

Wahlkreisbüro 
Helmut Dammann-Tamke 

Horner Bogen 11 
21640 Horneburg 

wahlkreisbuero@dammann-tamke.de 
 

Wahlkreisbüro 
Kai Seefried 

Johann-Grodtmann-Straße 31 
21706 Drochtersen 

mail@kai-seefried.de 
 

 
 
 
 
 


